
Zwei Megaereignisse definieren diese Woche 
– das schönere von beiden findet im Glarner-
land statt, wo derzeit die Rekorde fallen. 

350 000 Zuschauerinnen und Zuschauer wurden 
am Eidgenössischen Schwing- und Älplerfest er-
wartet.

Das ESAF gewährt dem Land eine Verschnauf
pause in Zeiten globaler Unsicherheit, ein nationa-
les Timeout nach dem Zollschock. Dieser hat die 
Partei von Bundespräsidentin Karin Keller-Sutter 
dazu veranlasst, sich geschlossen hinter ihre 
Magistratin zu stellen. Ihr Telefonat mit Donald 
Trump hat sie zum Gesicht des kollektiven Trau-
mas gemacht – doch dank ihres Hosenlupfs mit 
Trump wird sie als Ausnahmebundesrätin in die 
Geschichtsbücher eingehen, wie einst ein Otto 
Stich, ein Adolf Ogi oder ein Pascal Couchepin. 
«Wer die Schweiz liebt, muss zusammenstehen!», 
appellierte Keller-Sutters FDP am Donnerstag.

In Mollis steht die Schweiz zusammen – für 
manche etwas zu eng. Den Folklorefans der  
ersten Stunde, die nun den Zustrom von hippen 
Schönwetter-Eidgenossen und den überhand
nehmenden Kommerz beklagen, sei jedoch 
entgegnet: Die Städte kennen das schon lange. 
Man braucht nur mit einer Zürcherin am 
Street-Parade-Wochenende zu reden, mit  
einem Basler während der Kunstmesse oder  
mit einer Luzernerin, die diese Art von Dichte-
stress Wochenende für Wochenende erträgt.

Während das Volk der Voralpenregionen an 
katholischen Feiertagen die Shoppingmeilen der 
links-grün regierten Städte heimsucht, bewegen 
sich die Massen am ESAF für einmal in die um
gekehrte Richtung. Zugewanderte Deutsche 
erklären mittlerweile, was ein «Brienzer» und ein 
«Wyberhaken» sind. Schweizer Kulturgut 
interessiert nun mal. Spricht etwas dagegen?

Das weniger schöne Ereignis fand in Lausanne 
statt, wo wir eine andere, ungesunde Form 
gesellschaftlicher Mobilität erleben – Ausschrei-
tungen und Ghettobildung wie in der Pariser 
Banlieue und Polizisten mit einem Extremismus-
problem in den eigenen Reihen. Die Sicherheits-
kräfte sind wie andere traditionelle Vertreter des 
Staates in der Öffentlichkeit unter Druck geraten.

Lausanne ist die Schweiz, und Mollis ist die 
Schweiz. Ersteres ist ein Weckruf, Letzteres eine 
willkommene Verschnaufpause.

Einen schönen Sonntag  
wünscht Ihnen Reza Rafi

Eine Verschnaufpause  
für die Nation
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U
nd plötzlich ein Hoffnungsschim-
mer: Berufungsrichter haben 
Trumps Zollhammer für rechts-
widrig erklärt. Donald Trump (79) 

hatte sich auf Notrecht berufen, um 
Strafzölle zu verhängen – darunter  
39 Prozent auf Schweizer Produkte. 
Bundespräsidentin Karin Keller-Sutter 
(61) und Wirtschaftsminister Guy Par-
melin (65) hatten das Nachsehen. Den 
Zöllen fehlt eine rechtliche Basis, findet 
nun ein hohes US-Gericht – doch das 
Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
Trump kündigte an, es vor den Obersten 
Gerichtshof zu bringen.

Zwar wirkt der Richterspruch als 
Dämpfer für die aggressive Handelspoli-
tik des Präsidenten. Allerdings dürfte 
sich der US-Präsident nicht von seinem 
Kurs abbringen lassen. Entsprechend zu-

Können  
wir der  
US-Justiz 
trauen?
Laut Urteil eines Berufungsgerichts sind die 
meisten Trump-Zölle rechtswidrig. Davon aber 
kann sich die Schweiz nichts kaufen. Der 
Pharma-Branche droht weiteres Ungemach.

Gericht erklärt 
Trumps Zölle für illegal
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rückhaltend reagiert Bundesbern auf das 
Urteil. Aus gut informierten Kreisen ist 
zu hören, dass der Bundesrat weiter auf 
eine Verhandlungslösung setzt. Bloss ab-
zuwarten, was der Oberste Gerichtshof 
am Ende entscheidet, sei zu riskant. 
«Man hat uns klar gesagt, dass man al-
lenfalls andere Gesetze anwenden wer-
de», ist aus Bern zu hören. Will heissen: 
Die Schweiz kommt an einem Deal mit 
Trump nicht vorbei.

Der zeigte sich bislang unbeein-
druckt. Auf der Plattform Truth Social 
betonte er: «ALLE ZÖLLE SIND WEI-
TERHIN IN KRAFT!» Eine Abschaffung 
der Zölle würde sein Land «buchstäblich 
zerstören».

Eigentlich müssen Zölle vom US-
Parlament genehmigt werden. Doch 
Trump berief sich lieber auf Notrecht. Of-
fen scheint, wie der «Supreme Court» ur-
teilen wird. Zwar gehört die Mehrheit 
am Obersten Gerichtshof den Konserva-
tiven. Allerdings ist Zollpolitik keine 
Glaubensfrage wie etwa das nationale 
Streitthema Abtreibung.

Nach Einschätzung des Juristen Alex-
ander Lindemann (55) dürfte sich der 
Streit hinziehen. «Wir rechnen mit einem 
Urteil Anfang 2026», sagt Lindemann zu 
SonntagsBlick. «Sollte der Oberste 
Gerichtshof das Urteil bestätigen, könn-
ten Leute, die rechtswidrig Zölle zahlen 
mussten, ihr Geld zurückverlangen.» Ob 
sie Erfolg haben, ist unklar. Der Jurist 
Mark Cagienard (48) sagt: «Verfassungs-
grundsätze wie die Rechtssicherheit und 
das Verhältnismässigkeitsprinzip könn-
ten dazu führen, dass auch ein rechts-
widriger Tarif vorübergehend bestehen 
bleibt.»

Lobbyist und Ex-Diplomat Thomas 
Borer (68) wiederum findet: «Es ist kei-
neswegs sicher, ob der Oberste Gerichts-
hof den Fall überhaupt annimmt. Sollte 
er dies nicht tun, wäre der Entscheid  
des Appellationsgerichts rechtsgültig.» 
Borer erinnert auch daran, dass der 
Supreme Court in seinen jüngsten Urtei-
len Trumps Befugnisse ausgeweitet hat. 
«Für Bern bedeutet das: Gerichtsurteile 
in den USA schaffen zwar rechtliche Prä-
zedenzfälle, sind aber wohl kaum ein 

verlässliches Fundament für die eigene 
Handelsstrategie.» 

Borer weiter: «Wichtig ist, dass der 
Bundesrat keine verbindlichen Verträge 
abschliesst, sondern bis zur endgültigen 
Klärung der Rechtslage lediglich Ab-
sichtserklärungen abgibt. Der Bundesrat 
sollte diesen Weg konsequent verfolgen. 
Das inzwischen gesunkene Handelsdefi-
zit könnte hierbei als guter Gesprächs-
starter dienen.»

Während sich das juristische Tau
ziehen hinzieht, droht schon Ende Sep-
tember die nächste Unbill aus Washing-
ton. Trump verlangt unter anderem von 
Roche und Novartis bis zum 29. Septem-
ber verbindliche Zusagen zur Senkung 
der Preise für verschreibungspflichtige 
Schweizer Medikamente in den USA.

Pharma-Lobbyist René Buholzer (56) 
lässt durchblicken: Trumps Politik könn-
te in der Schweiz zu höheren Medika-
mentenpreisen und damit zu höheren 
Prämien führen. «Nehmen Pharmaunter-
nehmen in den USA weniger ein, müssen 
sie anderswo mehr einnehmen, um die 
Forschung für neue innovative Medika-
mente betreiben zu können», so der 
Interpharma-Geschäftsführer zu Sonn-
tagsBlick. Buholzer weiter: «Unterneh-
merisch wird man nicht bereit sein für 
einen kleinen Markt in einem sehr rei-
chen Land – wie die Schweiz – einen tie-
fen Preis zu akzeptieren, welcher dann 
die Preisvorstellungen im grössten Markt 
Amerika unterminiert.»

SP-Gesundheitspolitiker und Gewerk-
schaftsboss Pierre-Yves Maillard (57) 
empören diese Aussagen. «Zuerst müs-
sen die Pharma-Konzerne Transparenz 
über ihre Gewinnmargen schaffen. Hö-
here Prämien wird es nicht geben», so 
Maillard zu SonntagsBlick.

Am 25. September laden Gesundheits-
ministerin Elisabeth Baume-Schneider 
(61, SP) und Wirtschaftsminister Guy 
Parmelin (65, SVP) zu einem Pharma-
Krisengipfel nach Bern. Dort ist Streit zu 
erwarten, denn Baume-Schneider zeigt 
kein Verständnis für Begehrlichkeiten 
der Pharmabranche. Über ihren Spre-
cher lässt sie mitteilen: «Da die Kranken-
kassenprämien für viele Menschen be-
reits eine grosse finanzielle Belastung 
darstellen, hat hier die Kostendämpfung 
Priorität.»  l

Bundes­
präsidentin 

Karin Keller-
Sutter bleibt 

nichts anderes 
übrig, als auf 

Verhandlungen 
mit den USA 

zu setzen.
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